
dere Staats- und Wirtschaftsorgane auszuwerten und zu 
verallgemeinern“7. . .

-Die Untersuchungen haben gezeigt, daß wertvolle neue 
Erfahrungen hinsichtlich der individuellen Betreuung 
gewonnen wurden. So hat sich erwiesen,
— daß nicht eine kiampagneartige, sondern nur die kon­

tinuierliche Gewinnung von Betreuern eine stabile 
Betreuungsarbeit sichert; .

— daß die Lösung der mit der Betreuung verbundenen 
Aufgaben nicht allein Sache der Jugendhilfeorgane 
sein kann;

— daß die Methode der individuellen Betreuung .nicht 
auf 14- bis 18jährige beschränkt werden darf, son­
dern auch im Kindesalter und bei jungen Erwachse­
nen anzuwenden ist;

— daß der Betreuer aus dem unmittelbaren Lebens­
kreis des zu Betreuenden gewonnen werden muß 
(Schule, "Betrieb, Wohnbereich);

— daß eine qualifizierte Anleitung der Betreuer erfor­
derlich und auch die gesellschaftliche Anerkennung 
ihrer*Arbeit zu sichern ist.

Gesetzliche Grundlagen und Verantwortung für 
die Betreuung -

Eine spezielle gesetzliche Regelung der individuellen 
Betreuung wird gegenwärtig nicht für erforderlich ge­
halten, da das Rechtssystem auf dem Gebiet der Bil­
dung und Erziehung sowie des Schutzes der Kinder und 
Jugendlichen in der DDR die Verantwortung für die 
Vorbeugung der Kriminalität Minderjähriger, auch für 
konkrete, gesamtstaatlich bedeutende Formen und Me­
thoden ausreichend bestimmt. Die entsprechenden ge­
setzlichen Regelungen lassen eine Einordnung der Ver­
antwortung für die individuelle Betreuung zu. Teilweise 
ist sogar eine ausdrückliche Verantwortung für die Ge­
staltung von Betreuungsverhältnissen postuliert. Eine 
solche Verantwortung ergibt sich insbesondere aus fol­
genden Bestimmungen:
Schule: §20 des Gesetzes über das einheitliche soziali­
stische Bildungssystem vom 25. Februar 1965 (GBl. I 
S. 83), § 26 Abs. 3 der VO über die Sicherung einer 
festen Ordnung an den allgemeinbildenden Schulen — 
Schulordnung — vom 20. Oktober 1967 (GBl. II S. 769); 
Betrieb: §§ 33 und 41 des Jugendgesetzes vom 4. Mai 
1964 (GBl. I S. 75), §§ 1 und 2 der VO zum Schutze der 
Kinder und Jugendlichen vom 26. März 1969 (GBl. II 
S. 219), § 134 Abs. 1 GBA;
Jugendhilfe: §§ 1, 12, 23 und 24 der VO über die' Auf­
gaben und die Arbeitsweise der Organe der Jugendhilfe 
(JHVO) vom 3. März 1966 (GBl. II S. 215); 
Rechtspflegeorgane: §31 StGB, §§342 Abs. 1, 345 Abs. 1 
StPO i. V. mit §§ 14 und insb. 18 ff. der 1. DB zur StP.O.
Bisher bestanden in der Praxis keine einheitlichen Vor- * 
Stellungen über den Komplex gesetzlicher Regelungen, 
der das Betreuungsproblem berührt. Die Betreuungs­
arbeit wurde fast durchgängig ohne Bezugnahme auf 
entsprechende Bestimmungen organisiert.
In der Regel leiteten die Organe der Jugendhilfe eine 
solche „formlose“ Betreuung ein. Ohne Zweifel steht 
das Anliegen der individuellen Betreuung ihren Auf­
gaben aus der JHVO am nächsten. In diesem Verant­
wortungsbereich realisieren zunehmend die Jugend- 
hälfekommissionen die Betreuungsarbeit. In der Stadt 
Erfurt wurden z. B. im Jahre 1968 214 Einzelbetreuer 
von diesen Kommissionen gewonnen und angeleitet. 
Diese Organe der Jugendhilfe verfügen auch über die 
besten Erfahrungen hinsichtlich der Kriterien für die

7 Bericht des Verfassungs- und Rechtsausschusses, a. a. O.,
S. 14.

Betreuung und für 'die Auswahl von Betreuern sowie 
hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung von Betreu­
ungsverhältnissen und der Zusammenarbeit mit ande­
ren Verantwortlichen. Deshalb besteht eine wichtige 
Aufgabe darin, diese Erfahrungen und Kenntnisse den 
anderen Verantwortungsbereichen zu vermitteln.
Die Erfassung und individuelle Betreuung .sozial und 
kriminell gefährdeter junger Menschen kann aber nicht 
Aufgabe nur eines Organs sein. Zwar ergibt sich aus 
der Sache selbst eine besondere Verantwortung der Ju­
gendhilfeorgane, weil sie von der gesetzlichen Regelung 
her für einen großen Teil dieser jungen Menschen zu­
ständig sind (§ 1 Abs. 4 JHVO). Die Organe der Jugend­
hilfe können jedoch lediglich in den Fällen tätig wer­
den, in denen eine soziale Gefährdung auch bei gesell­
schaftlicher und staatlicher Unterstützung der Erzie­
hungsberechtigten nicht beseitigt werden kann. Ihre 
Verantwortung erstreckt sich nicht auf die Gestaltung 
des Erziehungsprozesses derjenigen gefährdeten Kinder 
und Jugendlichen, bei denen ausreichende Möglichkei­
ten der Erziehungskorrektur durch andere staatliche 

♦und gesellschaftliche Kräfte bestehen. Auf diese jungen 
Menschen darf die Verantwortung der Jugendhilfe­
organe nicht ausgedehnt werden.
Es ist vielmehr notwendig, der d i f f e r e n z i e r t e n  
Verantwortung der verschiedenen - Staatsorgane, Be­
triebe, Einrichtungen und gesellschaftlichen Organisa­
tionen auch auf diesem Gebiet größere Beachtung zu 
schenken. Es gilt, entsprechend der Forderung des 
Staatsratsbeschlusses „Jugend und Sozialismus“ vom 
31. März 1967 '(GBl. I S. 31) ein System aufeinander 
abgestimmter Maßnahmen und gesellschaftlicher Initia­
tiven zu entwickeln, um die Effektivität des Kampfes 
gegen die Jugendkriminalität tu erhöhen. Die noch 
nicht genügende Klarhat über die Verantwortung 
der verschiedenen Staatsorgane und gesellschaftlichen 
Kräfte8 hemmt auch auf dem Gebiet der Betreuung 
eine in sich geschlossene, aufeinander abgestimmte Ar­
beit.
Die Grundsätze für die .Differenzierung der Verantwor­
tung auf dem Gebiet der Bildung, Erziehung und des 
Schutzes der Kinder und Jugendlichen sind rechtlich 
normiert. Auf dieser Grundlage bestimmt sich die kon­
krete Zuständigkeit im Einzelfall nach dem jeweils er­
reichten Stadium . der Persönlichkeitsentwicklung und 
den Verhaltensweisen des betreffenden jungen Men­
schen.

_Nach diesen Prinzipien muß die gesamte Zuständig­
keitsproblematik der Erfassung' und individuellen Be­
treuung gefährdeter Kinder und Jugendlicher durch­
dacht und abgestimmt, werden, um die Betreuungs­
arbeit im gesamtstaatlichen Maßstab einheitlich und 
geschlossen gestalten zu können.

Zur Vorbeugungsarbeit der Schulen

Ein großer Teil der straffälligen Jugendlichen, die sich 
vor den Rechtspflegeorganen zu verantworten haben, 
gehörten bzw. gehören in der Schule zu den leistungs­
mäßig zurückbleibehden und sozial und kriminell ge­
fährdeten Kindern. Bei einer rechtzeitigen Beachtung 
der Auffälligkeiten in der Persönlichkeitsentwicklung 
und einer entsprechenden erzieherischen Einwirkung 
hätte in vielen Fällen diese Fehlentwicklung verhindert 
werden können.
Zwischen den Organen der Volksbildung und den 
Rechtspflegeorganen, insbesondere der Staatsanwalt­
schaft, gibt es trotz der unterschiedlichen spezifischen 
Hauptaufgaben eine Reihe von Gemeinsamkeiten, die

8 Vgl. Bericht des Verfassungs- und Rechtsausschusses, 
a. a. O., S. 13.

243


